
              20.01.2022 
Änderungsantrag      HHA 

       

Fraktion der CDU,  
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) in der Fassung der Be-
schlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 

Drucksache 20/6873 zu Drucksache 20/6380 

 
Inhalt des Antrags: Förderung von Mietspiegeln: Umschichtung von Kassenmitteln zu VE 
 
 
Einzelplan 07 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 

Zu Kapitel  07 25  Förderungen im Bereich Städtebau und Wohnungswesen 
Buchungskreis:  2695 

 
Förderproduktnummer lt. Leistungsplan 88 
 
Bezeichnung lt. Leistungsplan  Modellprojekte, Wettbewerbe, Entwicklung von Bauland und Mietspiegel 
 

  Veränderung 
  von um auf 

Leistungsplan:    

  
Beträge in 1.000 EUR 

 
 Gesamtkosten 1.500,0 +650,0 2.150,0 
 Produktabgeltung 1.500,0 +650,0 2.150,0 

 
 
Verpflichtungsermächtigungen:       Beträge in EUR 

 
Verpflichtungsermächtigungen zu Titel 633 von um auf 
Verpflichtungsermächtigungen 2023 580.000 +350.000 930.000 
Verpflichtungsermächtigungen 2024 200.000 +300.000 500.000 

 
 
Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
  

Drucksache 20/7659  

 

 
 

20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 

 



2 Hessischer Landtag   ·   20. Wahlperiode   ·   Drucksache 20/7659  

 

 
Begründung des Änderungsantrags:  
 
Im ersten Programmjahr nach Veröffentlichung der Richtlinie sind mehrere Anträge zur Förderung qualifizierter Mietspiegel 
eingegangen. Aus den eingereichten Zeitplänen der Kommunen ergibt sich, dass der Prozess der Mietspiegelerstellung (Vor-
bereitung, Ausschreibung, Vergabe, Erstellung, Abnahme, Anerkennung und Veröffentlichung) länger dauert als ursprüng-
lich angenommen. Ein Großteil der Fördermittel wird wahrscheinlich erst im Jahr 2023 zur Auszahlung anstehen. Um alle 
Anträge zielgerichtet bewilligen zu können, wird daher eine Erhöhung der Verpflichtungsermächtigungen des Jahres 2023 
benötigt. Durch die Veranschlagung von Verpflichtungsermächtigungen auch für das Jahr 2024 wird zudem die Möglichkeit 
geschaffen, auch zum Ende des Programmjahres 2022 entsprechende Bewilligungen aussprechen zu können. Die Abfinanzie-
rung der zusätzlichen Verpflichtungsermächtigungen ist bereits in der mittelfristigen Finanzplanung berücksichtigt. 
 
 
Wiesbaden, 19. Januar 2022 
 
Für die Fraktion 
der CDU 
Die Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Ines Claus 
 

  
  

Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Mathias Wagner (Taunus) 
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